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Die Erste Seite

Eine neue GmbH mit gebundenem Vermögen – keine
sinnvolle Rechtsform für die deutsche Wirtschaft!
Nachhaltige Unternehmensführung ist en vogue. Es passt ins Bild, dass eine
Gruppe von Unternehmern die „Stiftung Verantwortungseigentum“ gegrün-
det hat, die eine GmbHohneGewinnausschüttungen propagiert und die Grü-
nen diese Idee in ihr vorläufiges Wahlprogramm aufgenommen haben. Hier-
durch bestätigt sich der Trend, Gesellschaftspolitik durch eine Veränderung
des Gesellschaftsrechts zu gestalten. Nachdem im Sommer 2020 ein dahinge-
hender Gesetzentwurf vorgestellt worden war (https://www.gesellschaft-in-
verantwortungseigentum.de/der-gesetzesentwurf/, Abruf: 31.3.2021), ist
man kürzlich mit Änderungen auf die zahlreiche Kritik am Entwurf eingegan-
gen (https://www.gesellschaft-mit-gebundenem-vermoegen.de/der-geset
zesentwurf/, Abruf: 31.3.2021). Die Initiatoren wollen etablierten Unterneh-
menebensowieStart-UpseinegesetzlicheVermögensbindungzurVerfügung
stellen,dieKunden,Lieferanten,Arbeitneh-
mern und Geschäftspartnern gegenüber
das Vertrauen vermitteln soll: „Unsere Ge-
winne werden nicht versilbert.“ Vermögen
und Gewinne sollen allein dem Unterneh-
men zugutekommen, Einlagen nur zum
Nennwert zurückzuzahlen sein. Dies liege
im Interesse einer intrinsisch motivierten
Generation von Unternehmensgründern,
die „Treuhandgesellschafter“ seien, die die Kontrolle über die Gesellschaft im
InteressedesUnternehmensunddernächstenGenerationausüben.DieSuche
nach geeigneten Nachfolgern werde erleichtert, denn es würden Kandidaten
ausscheiden, die durch bloßes Gewinnstrebenmotiviert seien, und das Unter-
nehmenwerdevorÜbernahmendurchFinanzinvestorengeschützt.
Für die Zielsetzung eines nachhaltigen, verantwortlichen Unternehmertums
ist der Vorschlag aber weder geeignet noch erforderlich (a.A. Fischer/Fischer,
BB 2021, 2122ff.). So erlaubt die GmbH jetzt schon steuerlich gemeinnützige,
sonstige ideelle oder gemischte Zwecke intrinsischmotivierter Gesellschafter.
Familienunternehmen halten ihr Unternehmen in treuhänderischer Verant-
wortung und sichern dies durchGesellschaftsverträge und Familiensatzungen
ab. Sozial motivierte Unternehmer beteiligten Mitarbeiter als stille Teilhaber
amUnternehmen.Das einzigeNovumbesteht inder zwingendenVermögens-
bindung, auf den die Gesellschafter selbst einstimmig nicht sollen verzichten
können. ErbenundErwerberwürdendamitdauerhaft zwarnicht andieAssets,
aber an das Gesellschaftsvermögen gebunden oder könnten die Anteile allein
an Personen veräußern, die dem Kreis zulässiger Gesellschafter – natürliche
Personen, andere GmbH mit Vermögensbindung, Stiftungen – entsprechen.
Eine solche Vermögensbindung innerhalb eines engen Erwerberkreises nach
der Vorstellungeiner „TotenHand“ (mandenke nur an die Vermögensbindung
von Kirche und Adel) wird seit der Aufklärung kritisch gesehen und verstößt
gegen die Prinzipien der Privat- und Verbandsautonomie. Dabei vermag die
GmbH mit gebundenem Vermögen (GmbH-gebV) vor Übernahmen noch
nicht einmalwirksam zu schützen,weil ihre bisherigenwie neuenGesellschaf-
ter sie nur allzu leicht ausplündern können. Amwirtschaftlichen Erfolg der Ge-

sellschaft sollen die Gesellschafter zwar nur durch angemessene Leis-
tungsvergütungen teilhabenkönnen („Arbeit statt Kapital“), indemGeschäfts-
führer- und Beraterverträge, partiarische Darlehen, Vermietung und Verpach-
tung von Wirtschaftsgütern, Betriebsaufspaltung, Lizenzverträge etc. zulässig
sind. Abgesehen davon, dass Apple und Co. gezeigt haben, wie man selbst
durch marktgerechte Lizenzverträge Gewinne aus einer Gesellschaft ziehen
kann, sollen eigenkapitalähnliche Finanzierungenmöglich bleiben, um Finan-
zierungsanreize für Start-ups und KMU zu setzen. Stille Beteiligungen durch
Dritte, wenn auchnicht durchGesellschafter, sind daher zulässig. Dies eröffnet
den naheliegendenWegüberVerträgemit Familienangehörigenund Schwes-
tergesellschaften, und ein atypisch still beteiligter Dritter mit Mitverwaltungs-
rechten ist dann eben wirtschaftlich betrachtet Gesellschafter. Auch die Vor-

kehrungen gegen verdeckte Gewinnausschüt-
tungen durch überhöhte Gehälter, Zinsen u.Ä.,
wie die Berichtspflicht der Geschäftsführer oder
die fakultative Einrichtung eines Aufsichtsrats,
sind unzureichend und helfen bei Einpersonen-
gesellschaften oder der Besetzung des Auf-
sichtsrats mit „Family & Friends“ nicht weiter.
Eine zwingende Abschlussprüfung durch Wirt-
schaftsprüfer, wie neuerdings vorgeschlagen,

verteuert die Rechtsform, ist nur bedingt wirksam, wie der Skandal um Wire-
cardgezeigthat, undkannallenfallsMissbräucheaufdecken, abernicht fehlen-
denMarktdruckalsAntrieb für Leistungund Innovationausgleichen.
Alle Hinweise auf vergleichbare Unternehmen im In- undAusland sind irrefüh-
rend. „Selbstzweckkonstruktionen“ wie die GmbH-gebV, die allein dem Erhalt
und der Mehrung des Gesellschaftsvermögens dienen, sind überall verboten.
Suggeriert wird zwar, dass der Betrieb des Unternehmens selbst der Allge-
meinheit zugutekommt, etwa durch gute Produkte oder Dienstleistungen.
Aber der Unternehmensgegenstandmuss nicht in irgendeiner Form nachhal-
tig und verantwortungsvoll sein; er ist auch beliebig abänderbar. Unterneh-
mensstiftungen und gGmbH werden – auch international – durch eine Stif-
tungs- oder Finanzaufsicht überwacht, um die mangelnden Eigentümerinte-
ressen auszugleichen. Die Community Interest Company (CIC) ist nur für soziale
Zwecke (benefit for the community) vorgesehen; auch siewird behördlich kon-
trolliert. Die österreichische Privatstiftung sieht Destinatäre mit Gewinnan-
sprüchen vor. Letztlich sind die Motive der Initiatoren mittels der Stiftung zu
verwirklichen. Dazu bedarf es keiner komplexen Doppelstiftungskonstruktio-
nen,wennder Stifter –wiebei der GmbH-gebV ja nicht gewollt – seine Familie
nicht finanziell versorgenwill. Die Stiftungkannals Unternehmensholding das
Stiftungsunternehmen auch verkaufen oder umgestalten, wie es den Verfech-
ternderGmbG-gebVvorschwebt,wennauf Satzungsklauseln,wonachdasUn-
ternehmenmöglichst erhalten bleiben soll, verzichtetwird. So sind Stiftungen
keineswegs überholt, sondern probate Rechtsformen für die Entwicklung von
open source Software, wie die IOTA-Stiftung in Berlin oder der Messenger-
Dienst derUS-amerikanischenSignal-Foundation.

Für die Zielsetzung eines nach-
haltigen, verantwortlichen Unter-
nehmertums ist die GmbH mit
gebundenem Vermögen weder
geeignet noch erforderlich.
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